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Die Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums und 
Vermögens ist in der Regel erst dann möglich, wenn über 
das Erziehungsrecht endgültig entschieden wird.-* Die In­
teressen der minderjährigen unterhaltsberechtigten Kinder 
haben hier den Vorrang.39 Für den Fall, daß jeder der 
geschiedenen Ehegatten berechtigt wäre, einen höheren 
Anteil zu verlangen, müssen im Einzelfall solche Anteile 
festgelegt werden, daß die Auswirkungen für die Kinder 
möglichst gering sind. Die Beantwortung der Frage, wel­
cher Ehegatte welche Sachen des gemeinschaftlichen Eigen­
tums zur Realisierung seines Anteils erhält, richtet sich — 
wie in der Rechtsprechung überzeugend herausgearbeitet 
wurde — ebenfalls nach dem Prinzip der bedürfnisgerech­
ten Verteilung (§ 39 Abs. 1 und 2, Abschn. II Ziff. 6 der 
OG-Richtlinie Nr. 24) .40

Das Oberste Gericht hat zu Recht festgestellt, daß es 
für die Ehegatten äußerst schwierig, wenn nicht gar un­
möglich ist, noch nach Jahren einen konkreten Nachweis 
darüber zu führen, für welche Anschaffungen welche Gel­
der ausgegeben worden sind.41 Unter Berücksichtigung der 
Praxis der Ehegatten, eine weitgehende Vermögensge­
meinschaft zu gestalten, bleibt zu prüfen, ob es richtig 
ist, beim Einfließen persönlicher Mittel in das gemein­
schaftliche Eigentum auf die Möglichkeit eines größeren 
Anteils am gemeinschaftlichen Eigentum dieses Ehegatten 
im Falle der Ehescheidung zu orientieren bzw. darauf, 
diese Fragen „den Umständen des Einzelfalles angemessen 
zu berücksichtigen“ fi2 Obgleich Abschn. II Ziff. 7 b der OG- 
Richtlinie Nr. 24 eine solche Verfahrensweise vorsieht, 
könnte doch in diesen Fällen stärker die Möglichkeit der 
Existenz entsprechender Vereinbarungen nach § 14 FGB 
zur Erweiterung der ehelichen Vermögensgemeinschaft be­
rücksichtigt werden, die für intakte Ehen die Regel sind 
und sich bei einer Auflösung der Ehe nicht anders dar­
stellen dürften.

*

Wir können zusammenfassend feststellen, daß sich die 
Regelungen des FGB zu den ehelichen Eigentums- und 
Vermögensverhältnissen in der Praxis der Ehen und Fa­
milien bewährt haben. Auch können wir aus unserer Sicht 
sagen, daß die Gerichte den ihnen aus dem FGB zur Ge­
staltung und Beendigung der Eigentumsgemeinschaft der 
Ehegatten erwachsenden Aufgaben voll gerecht geworden 
sind. Gleichzeitig werden u. E. auch Ansätze für neue 
Überlegungen sichtbar, die anhand der Praxis sicherlich 
noch eingehender zu analysieren sind. 1
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